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Der UBS scheint es derzeit
bestens zu laufen. Der Gewinn
ist mit 5 Milliarden Dollarweit
höher als erwartet, mit der
Integration der Credit Suisse
kommt die Bank von Sergio
Ermotti schneller voran als
gedacht, und die Dividende fällt
höher aus als in den Vorjahren.
Das müsste den Aktionärinnen
und Aktionären gefallen. Und
doch verlieren die UBS-Wertpa-
piere gestern zeitweise mehr als
6 Prozent ihresWerts.

Der Grund dafür ist nicht offen-
sichtlich. Es hat damit zu tun,
dass der Bund von der Gross-
bank im Nachgang zur Credit-
Suisse-Krise ein dickeres Kapi-
talpolster einfordert. Von 15 bis
25 Milliarden Franken zusätzli-
chem Kapitalbedarf ist die Rede.

Es ist aber noch nicht klar,wie es
genau aufgebaut werden soll
undwie viel es die Bank
schliesslich kostenwird.

Expertenwie Aymo Brunetti
oder Urs Birchler fordern von der
UBS eine wesentlich dickere
Kapitaldecke, dies, um sie für die
nächste Finanzkrise robuster
aufzustellen. Das ist nach dem
Versagen der CS eine berechtigte
Forderung. Die UBSwehrt sich
allerdings. Sie befürchtet, dass
sie so gegenüber der ausländi-
schen Konkurrenz benachteiligt
wird. Die Profi-Investoren haben
geglaubt, der UBS könnte es mit
einem Buebetrickli gelingen, das
Kapital aufzubauen. Dies, indem
sie überschüssige Sicherheiten
von ausländischen Tochterfir-
men in die Zentrale überträgt.

Die UBS-Aktie hat von diesem
Gerücht in letzter Zeit profitiert.

Nun zeigt sich, dass das nicht so
einfach ist. Denn die UBS hat in
den letzten Monaten 13 Milliar-
den Dollar von Tochtergesell-
schaften in Grossbritannien und
den USA in die Zentrale verscho-
ben – nur scheint das bei weitem
nicht auszureichen, um die
möglichen Anforderungen des
Bundes zu erfüllen. Das haben
die Profi-Anleger heute verstan-
den. Sie haben auch eingesehen,
dass das angekündigte Aktien-
rückkaufprogramm nur unter
demVorbehalt stattfindet, dass
es der Bund nicht verhindert.
Und die UBS-Aktie verkauft.

Damit zeigt sich: Die Schick-
salsfrage der UBS wird vorerst

nicht in der Konzernzentrale an
der Zürcher Bahnhofstrasse
entschieden, sondern in Bern.
Im Frühjahr wird der Bundes-
rat seinen Vorschlag vorlegen,
wie viel Sicherheiten die
Schweiz von der UBS einfor-
dert. Das Lobbying um die
Anforderungen hat bereits
begonnen. Für die Bank steht
viel auf dem Spiel. Die Politik
sollte es ihr nicht zu einfach
machen. Die nächste
Grossbankenkrise wird für die
Schweiz noch schwieriger zu
meistern sein als die letzte.

Das grösste Risiko der UBS ist derzeit in Bern

Die UBS weist für das Schluss-
quartal 2024 einenVorsteuerge-
winn von über einer Milliarde
aus. Damit hat sie die Markter-
wartungen erneut übertroffen
und erhöht die Dividende stär-
ker als zuletzt prognostiziert.

Unter dem Strich machte die
UBSGroup imviertenQuartal ei-
nen Gewinn von 770 Millionen
US-Dollar. Im Vorjahr hatte sie
vorab aufgrund der CS-Integra-
tion 279 Millionen Verlust aus-
gewiesen. Vor Steuern verdiente
sie 1,05 Milliarden, nach einem
Defizit von 751Millionen imvier-
ten Quartal 2023. Bereinigt um
Integrationskosten spricht die
UBSvon einemVorsteuergewinn
von 1,77 Milliarden.

Obwohl das Ergebnis besser
als erwartet ausfällt, verlor die
Aktie gestern an Wert: am Vor-
mittag über 4 Prozent. ZumVer-
gleich: Der Schweizer Leitindex
SMI gab mit rund 0,7 Prozent
deutlichweniger nach.Die euro-
päischenAktienmärkte verloren
insgesamt weiter. Grund dafür
ist die Sorge umeineAusweitung
der Strafzölle durch die USA.

CS-Integration wird billiger
Die Grossbank hat die Kosten bis
Ende Jahr bereits um 7,5 Milliar-
den im Vergleich zu 2022 ge-
senkt, davon 0,7 Milliarden im
Schlussquartal 2024. Bis zum
Ende der geplanten CS-Integra-
tion Ende 2026 sollen es rund
13 Milliarden werden. Zugleich
belaufen sich die Integrations-
kosten auf 14 Milliarden.

UBS-Chef Sergio Ermotti
zeigte sich sehr zufrieden: «Wir
haben allewichtigenMeilenstei-
ne 2024 erreicht und das Integ-
rationsrisiko deutlich verringert,
bei weiter solider Kapitalpositi-
on», liess er sich in der Mittei-
lung zitieren. Mittel- und lang-
fristige Ziele wurden bestätigt.

Für das Gesamtjahr 2024
weist die UBS einen Gewinn von
5,09 Milliarden Dollar aus. Im
Vorjahr waren es gut 27 Milliar-
den gewesen, was allerdings im
Zusammenhang mit der Über-
nahme der Credit Suisse stand:

Die Akquisition hatte zu einem
hohen sogenannten negativen
Goodwill geführt, da der Kauf-
preis deutlich unter dem Buch-
wert der damals zweitgrössten
Schweizer Grossbank lag.

UBS-Aktionäre sollen für
2024 eine um 29 Prozent höhe-
re Dividende von 0,90 Dollar pro
Aktie erhalten. Für 2025 soll sie

laut Managementwiederumum
mindestens 10 Prozent steigen.

Zudem sollen dieAktienrück-
käufe 2025 bis zu 3Milliarden er-
reichen. Dabei ist für das erste
Halbjahr 1Milliarde geplant.Wei-
tere 2 Milliarden sollen im zwei-
tenHalbjahr zwar folgen.Das sei
aber davon abhängig, dass sich
die in der Schweiz geltenden Ei-

genmittelanforderungen «nicht
unmittelbar und wesentlich än-
dern»,wie die UBS schreibt.

Rückläufige Vermögen
Die Bank zog im vierten Quartal
in der globalen Vermögensver-
waltung 18 Milliarden Dollar an
Nettoneugeldern an. Damit ver-
waltete sie gruppenweit perEnde
DezemberVermögen inHöhevon
6087Milliarden – nach 6199Mil-
liarden Ende September.

«DieAnlegerstimmungwar im
viertenQuartal 2024nachwievor
positiv», heisst es in der Mittei-
lung. «Sowohl institutionelle als
auch private Kundenwaren sehr
aktiv in einemMarktumfeld, das
im Nachgang der US-Präsident-
schaftswahlenvon einerhöheren
Risikobereitschaft geprägt war.»
Die positivenMarktbedingungen
hätten sich im ersten Quartal
2025 fortgesetzt, gestützt durch
wachsendenOptimismus zu den
US-Wachstumsaussichten. Doch
trübeKonjunkturaussichten aus-
serhalb derUSAund zunehmen-
de Unsicherheit bei Welthandel,
Inflation, Zentralbank- und Geo-
politik (deutscheWahlen) dämp-
fen das Anlegerverhalten. (SDA)

UBSweist hohen Gewinn aus,
aber ihre Aktie taucht
Jahresergebnis 2024 Die Grossbank hat die Kosten stark gesenkt, und die Dividende
wird stärker erhöht als in Aussicht gestellt. Dennoch verliert die Aktie drei Prozent.

Ein ehemaliger Bauleiter der Im-
mobilienabteilung der Bundes-
bahnenhat über Jahre hinwegBe-
stechungsgelder für die Vergabe
von Immobilienaufträgen ange-
nommen. Der inzwischen pensi-
onierteBaumeistervergabwieder-
holt Aufträge im Gesamtwert von
65’000 Franken an das gleiche
BaslerArchitekturbüro.Dafür be-
zog erBestechungsgelder imWert
von 20’000 Franken.

Aufgeflogen ist der Korrup-
tionsfall,weil der angeklagte Bas-
ler Architekt die Bestechungsgel-
der in seinerBuchhaltungmit ent-
sprechendenSchlagwörternkenn-
zeichnete: So soll erZahlungen an
den SBB-Bauleiter mit den Ver-
merken «SBB» und «Provi-sio-
nen» gekennzeichnet haben, wie
CHMedia berichtet.

Auch der angeklagte SBB-Bau-
leiterging bei seinerKommunika-
tion im Zusammenhang mit den
Korruptionsfällennicht besonders
vorsichtig vor: Fürdie Korrespon-
denz mit dem Basler Architekten
verwendete er seine SBB-Ge-

schäfts-E-Mail-Adresse. Dadurch
konnte die Bundesanwaltschaft
den Mailverkehr der beiden re-
konstruieren. Der inzwischen
68-jährigeBauleitermailte seinem
ArchitektenfreunddetaillierteAn-
gaben zudenPreisen,die konkur-
rierendeArchitekturbüros füraus-
geschriebene Projekte eingereicht
hatten.

Kontrollmechanismen fehlen
Ausgeschriebene Aufträge bis zu
einem Wert von 10’000 Franken
konnte derEx-Bauleiter selberver-
gebenund so denBaslerArchitek-
ten bevorzugen. Weiter sind die
Männer wegen der Aushandlung
überhöhterHonorare undderAb-
rechnung von gar nicht geleiste-
ten Arbeitsstunden angeklagt.

Der Prozess beginnt heute vor
demBundesstrafgericht in Bellin-
zona.DieTaten liegenbereits über
zehn Jahre zurück. Für die beiden
Angeklagten gilt die Unschulds-
vermutung.

Simon Angelo Meier

Bauleiter angeklagt wegen
Korruptionsverdachts
Bundesgericht Ein Mitarbeiter der SBB liess
sich über Jahre hinweg bestechen.

Schweizer Spitäler bezahlen un-
terschiedlich viel für Herzschritt-
macher,Defibrillatoren,Hüft- und
Knieprothesen. Das Brisante: Die
Einkaufspreise für dasselbe Pro-
dukt unterscheiden sich teilsmas-
siv. Entscheidend ist derAnbieter.
So bezahlt ein Spital für eineKnie-
prothese bei einem Anbieter
929 Franken, während ein ande-
res Spital fürdasselbe Produkt bei
einem anderenAnbieter 5700 be-
zahlt – also das Sechsfache.

Vergleichbar sind die Preisun-
terschiede bei den kardialen Im-
plantaten, wie die Analyse zeigt:
Ein Spital bezahlt für einen Zwei-
kammerherzschrittmacher 1200
und ein anderes Spital für dassel-
be Produkt 5400 Franken – und
somit denviereinhalbfachenPreis.
Die Preisdifferenz bei Herzdefi-
brillatoren undHüftprothesen ist
nicht so gross. Preisüberwacher
StefanMeierhans hat Umfrageer-
gebnissevon67 Spitälern aus dem
Jahr2023miteinanderverglichen.

Kardiale Implantate werden
hauptsächlich an den grossen
Universitätsspitälern verwendet
und Hüft- und Knieprothesen
meist in spezialisierten Kliniken.
2023wurden 27’087Hüftprothe-
sen und 23’911 Knieprothesen
eingesetzt. Verzeichnet wird seit
2013 eine Zunahmevon 44 bezie-
hungsweise 59 Prozent. Bei den
Herzschrittmachern waren es
6054 und bei den Defibrillatoren
1218.Die Zunahmebeträgt hier31
beziehungsweise 19 Prozent.

Die Kosten für diese Eingriffe
betrugengemässPreisüberwacher
2023 rund eineMilliarde Franken.
Übernommen werden sie gröss-
tenteils vondenKrankenversiche-
rungen und den Kantonen.

Der Preisüberwacher hält fest,
dass die Spitäler die Beschaffung
der Medizinprodukte optimiert
und somit die Kosten verringert
haben. Die Prozesse seien digita-
lisiert und zentralisiert, dieAnzahl
Lieferanten reduziertworden.Zu-

demhatman sich zu Einkaufsge-
meinschaften zusammenge-
schlossen.

Eine grosse Herausforderung
für die Spitäler bei der Beschaf-
fung dieser Prothesen und Im-
plantate sei jedoch die fehlende
Preistransparenz. Diese hindere
die Spitäler daran, ihre Einkäufe
zu optimieren undwettbewerbs-
fähige Preise auszuhandeln.Hin-
zu komme, dass derMarkt von ei-
nigenwenigen grossenAnbietern
dominiert werde – häufig multi-
nationale Unternehmen.DerEin-
kauf erfolge hauptsächlich durch
direkte Verhandlungen mit den
Lieferanten.

Preisüberwacher schlägt
Massnahmen vor
Mit seiner Analyse will der Preis-
überwacher die Gesundheitskos-
ten senkenund ebenfalls dieQua-
lität der Gesundheitsversorgung
verbessern.Dazu schlägt er sieben
Massnahmen vor, darunter die
Schaffung eines nationalenRegis-
ters mit den effektiven Einkaufs-
preisen, die gesetzlicheVerpflich-
tung für Lieferanten, die Preis-
komponenten ihrer Produkte
offenzulegen, sowie die Förde-
rung von Parallelimporten.

Franziska Zaugg

Preisüberwacher deckt
massive Differenzen auf
Analyse Ein Spital zahlt 929 Franken für eine
Knieprothese – ein anderes 5700 Franken.

Kommentar

Die Grossbank hat gestern das Jahresergebnis 2024 bekannt gegeben. Archivfoto: Fabrice Coffini (AFP)

Die UBS-Aktie legte jüngst deutlich zu

Der Kurs der UBS-Aktie im letzten Jahr, in Franken
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Jorgos Brouzos

Auch bei Herzimplantaten können
sich die Einkaufspreise sehr stark
unterscheiden. Foto: Imago
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Marcel Rohner

Sie interessiere sich nicht für
Fussball, aber für «Lesben, die
Sport machen», sagte SP-Natio-
nalrätin Anna Rosenwasser in
einem feministischen Sessions-
rückblick im Oktober. Und Par-
lamentskollegin Tamara Funi-
ciello legte nach: Sie werde im
Sommer, wenn die Fussball-EM
stattfinde, «Lesben beim Fuss-
ball zusehen».

DieAussagen sorgten fürAuf-
regung in Kreisen von Fussbal-
lerinnen.Am Sonntag veröffent-
lichte die «SonntagsZeitung» ein
Interview mit Nationalspielerin
Meriame Terchoun. Die 29-jäh-
rige Zürcherin fand deutliche
Worte und kritisierte Rosenwas-
ser und Funiciello scharf.

Nun nimmt Funiciello Stel-
lung zu ihren Aussagen. Auch
Rosenwasser tat das, sie äusser-
te sich in einer Kolumne in der
«Republik».

Frau Funiciello, Siemöchten
sich für IhreAussagen
entschuldigen.
Ja.MeineWorte haben Leute ver-
letzt, und das tutmir leid. Ichwar
zu wenig darauf sensibilisiert,
wie dieseAussage aufgenommen
werden kann, selbstwenn ich sie
nicht so gemeint habe. Meriame
Terchoun sagte, sie erwarte, dass
Politikerinnen Verantwortung
übernähmen. Damit hat sie ab-
solut recht.

Sie sind selbst lesbisch,
darum sorgte die Aussage
fürAufsehen.
Ja. Ich komme auch aus dem
Sport, habe lange Landhockey
gespielt, war an Europameister-
schaften dabei. Es gab kaum ge-
outete Spielerinnen, es war ver-
pönt, lesbisch zu sein, Leutewur-
den zwangsgeoutet. Ich lernte,
dass Lesbischsein etwas Schlech-
tes sei. Ichmusste den Sport ver-
lassen, um zu meiner Liebe ste-
hen zu können. Im Fussball ist
das anders, er ist einer derweni-
gen Safer Spaces, die queere
Frauen haben. Es gibt viele Fuss-
ballerinnen, die ihre Liebe offen
leben und politisch selbst the-
matisieren, zum Beispiel Megan
Rapinoe, Lucy Bronze, Marta…

…oder in der Schweiz
Ramona Bachmann oder
Lara Dickenmann.
Dass es solcheVorbilder im Fuss-
ball gibt, ist wunderschön. Ge-
nau darauf zieltemeineAussage
ab. Auf die Vorfreude, diese Vor-
bilder live erleben zu dürfen. Sie
war aber unsensibel formuliert,
und dafür möchte ich mich ent-
schuldigen.

Mit derAussage bedienten Sie
sich klassischer Stereotype,
die Frauen, die Fussball spielen,
während ihrer ganzen Karriere
begleiten.
Das war mir in diesem Moment
zuwenig bewusst. Ichwollte die
Leistungen der Spielerinnen
nicht schmälern, gleichzeitig
möchte ich den Mut der Frauen,
die bereit sind,Vorbilder zu sein,
als Spielerinnen, aber auch als
queere Personen, nicht kleinre-
den. Lesben sind in der Gesell-

schaft meist unsichtbar, wir
müssen uns immer wieder ou-
ten, jeden Tag, wir haben kaum
sichtbare Vorbilder.

Können Sie die Kritik
vonMeriameTerchoun
nachvollziehen?
Ja. Ich habe es aus einem ande-
ren Blickwinkel angeschaut. Für
mich stand die Repräsentation
im Zentrum. Für Meriame Ter-
choun ist wichtig, dass Frauen-
fussball thematisiert wird, un-
abhängig davon,wen die Spiele-
rinnen lieben. Das sind beides

wichtigeAnliegen. Es ist schade,
werden sie gegeneinander aus-
gespielt. Das hat damit zu tun,
dass grundsätzlich zuwenig über
Frauen geschrieben wird. Was
mir Sorgenmacht, ist eine ande-
reAussage im Interview: Sie sag-
te, dass sie Kolleginnen habe, die
Morddrohungen erhalten hätten,
weil sie lesbisch seien.

Solche Kommentare
kennen Sie aus IhremAlltag
wahrscheinlich auch.
Ja. Manchmal mitten auf der
Strasse am helllichten Tag.Wen
und wie wir lieben, ist immer
noch ein Thema und ein Grund
für Gewalt.

Müssen Sie darumnicht
eineVerbündete sein von
Fussballerinnen, die dafür
kämpfen, ernst genommen zu
werden?
Ich setzemich seit Jahren anvor-
derster Front dafür ein, dass
Frauen gehört, gesehen und
ernst genommen werden. Egal
ob imFussball, in derPolitik oder
in der Wirtschaft, ob lesbisch,
queer oder hetero. Ich setzemich
gegenUngleichheiten ein – auch
im Sport, sei es bei den Löhnen
oder bei den Chancen. Und na-
türlich bei der Bekämpfung von
geschlechtsspezifischer und ho-
mophoberGewalt. Frauen, die in
der Öffentlichkeit stehen, erle-

ben noch mehr davon. Mit mei-
ner Aussage ging es mir darum,
zu zeigen: Wir sehen euch, ste-
hen hinter euch und feiern euch
dafür, dass ihr hinsteht und für
uns Vorbilder seid,weil wirwis-
sen, was euch das kostet.

Terchoun sagte auch:Wenn ein
Mann IhreAussagen gemacht
hätte, gäbe es einen Skandal.
Wichtig ist, dassmanVerantwor-
tung übernimmt, lernt und da-
nach handelt, unabhängig vom
Geschlecht. Das tue ich.

Sind Sie sich überall einig
mit MeriameTerchoun?
Was mir Sorgen macht, ist, dass
sie sagte, dass dasWort Lesbe bei
den Jungen ein negatives Stigma
habe. Das darf nicht sein! Lesbe
ist kein Schimpfwort. Wie kann
man nur hassen, dassMenschen
sich lieben? International erle-

ben wir gerade brutale Rück-
schritte bei den Rechten von
queeren Menschen. In unserem
Parlamentwar ich an vorderster
Front im Einsatz für die Ehe für
alle.Man sagtemir in derDebat-
te: «Wenn Frauen Frauen heira-
ten dürfen, dann darf man auch
Goldfische heiraten.» Dagegen
müssen wir Position beziehen.

Sie haben Ihr Coming-out 2019
imMagazin des «Tages-
Anzeigers» angesprochen.
Wiewar es damals?
Als ich mich 2019 öffentlich ge-
outet habe, hatte ich Angst. Ich
wusste nicht,was die Öffentlich-
keit damit macht. Meine dama-
lige Partnerin und ich sagten
uns:Wenn es eskaliert, dann ge-
hen wir. Es ging dann einiger-
massen gut, weil wir alles auf-
gleisten undviel Support hatten.
Was aber nicht heisst, dass ich
nicht homophobe Kommentare
und Hassnachrichten erhalten
habe. Und ich kam zum Schluss:
Es hat sich gelohnt.

Weshalb?
Einige Tage später sass ich in ei-
nemZug, als eine junge Frau sich
neben mich setzte und sagte:
«Ich auch.Und ich habe es nie je-
mandem gesagt.» Da wurde mir
bewusst, dass ich die erste Per-
son war, bei der sie sich geoutet
hat. Meine Sichtbarkeit half ih-
rer Sicherheit und ihrem Selbst-
bewusstsein.

Sie selbst interessieren sich
weniger fürMännerfussball,
dafür sind Sie aber ein grosser
Fan des Frauenfussballs.
Was packt Sie?
Ich finde, die Frauen spielen an-
ders. Mir gefällt das Kollegiale,
das die Frauen an denTag legen,
auf und neben dem Platz.

Welche Rolle spielen
CharakterewieMeriame
Terchoun, die ihreMeinung
sagen und sich auch
politisch positionieren?
Ich las das Interview und dach-
te: Yes, danke! Dass die Spiele-
rinnen Position beziehen und
nicht einfach still sind, ist wich-
tig. Sie wissen: Wenn wir nicht
Position beziehen, sind wir die
Ersten, die verlieren.Nehmenwir
Megan Rapinoe, die sichweiger-
te, zu Donald Trump zu gehen:
Das brauchen wir in diesen
dunklen Zeiten: Frauen, die Po-
sition beziehen. Und darum bin
ich froh, hat Meriame Terchoun
das alles gesagt. Damit wir ge-
meinsambesserwerden können.

Letztes Jahrwollte der Bund
zuerst nurvierMillionen
Franken für die Frauen-EM
in der Schweiz sprechen,
während er 80Millionen
Franken für dieMänner-EM
2008 bezahlt hatte.
Ich sitze selbst in der Finanz-
kommission. Der Druck, der nö-
tig war, um diesen Entscheid zu
korrigieren, war gewaltig. Dass
die Chance, die diese EM der
Schweiz bietet, lange nicht ge-
sehen wurde, finde ich proble-
matisch. Ich bin vollerHoffnung,
dass sich das spätestens in die-
sem Sommer ändert.

«MeineWorte haben Leute verletzt,
das tutmir leid»
Tamara Funiciello Sie werde «Lesben beim Sport zusehen», sagte die SP-Nationalrätin
über die Fussball-EM der Frauen. Nun entschuldigt sie sich für ihreWortwahl.

Baukartell-Skandal Der Whistle-
blower Adam Quadroni erhält
von derBündnerRegierung kei-
ne Entschädigung. Es gebe kei-
ne rechtliche Grundlage, so die
Exekutive. Zuvor fordertenTau-
sende in einer Petition einen
Millionenbetrag für den Mann,
der das BündnerBaukartell auf-
fliegen liess.

Weder national noch kan-
tonal bestehe eine rechtliche
Grundlage, die eine Entschädi-
gungszahlung einesWhistleblo-
wers mit Steuergeldern recht-
fertigen würde, schrieb die
Regierung des Kantons Grau-
bünden gestern. Weiter stütz-
ten sich die Behörden auf den
Entscheid des Nationalrats, der
im Frühling 2024 zum wieder-
holten Male eine Schaffung ei-
nes Rechtsrahmens zumSchutz
von Whistleblowern abgelehnt
hatte.

Die Regierung habe Adam
Quadroni bereits zu einem frü-
heren Zeitpunkt für seinen
«wichtigen Beitrag zurWieder-
herstellung des Wettbewerbs»
gedankt. Im Sommer 2021
schickten die Behörden dem
Whistleblower einen entspre-
chenden Brief.

Verschiedene Forderungen
von Entschädigungen
Nicht nur die 4231 Personen, die
die Online-Petition «Gerechtig-
keit für Adam Quadroni – Ent-
schädigung jetzt» unterschrie-
ben hatten, forderten Geld für
den Whistleblower. Auch Qua-
droni selbst erhob seit 2019wie-
derholt Anspruch auf Entschä-
digungen über seinen Rechts-
vertreter.

Die Gründe für seine Forde-
rungenwaren einzelne Polizei-
einsätze, seine fürsorgerische
Unterbringung und eine vermu-
tete Nichtberücksichtigung bei
öffentlichen Aufträgen. Die In-
itianten der Petition hingegen
gaben an, dass die Bündner Be-
hörden dank Adam Quadronis
EnthüllungenMillionenbeträge
eingespart hätten. (SDA)

Whistleblower
Quadroni wird
nicht entschädigt

Tierbestand Der Kanton Wallis
sieht sich bei der Regulierung
des Wolfs auf dem richtigen
Weg. Ziel sei es nicht, alle Wöl-
fe zu eliminieren, sondern eine
dauerhafte Koexistenz vonWolf
und Mensch zu ermöglichen,
sagte FDP-Staatsrat Frédéric
Favre gestern vor denMedien in
Sitten.

Dauerhafte Koexistenz
vonMensch und Tier als Ziel
Gemäss der neuen Jagdverord-
nung, die am 1. Februar in Kraft
trat, will der Kanton Wallis die
reaktive und proaktiveWolfsre-
gulierung fortsetzen. Ziel sei es,
eine dauerhafte Koexistenz von
Mensch und Wolf zu ermögli-
chen und Konflikte mit der
Berglandwirtschaft und dem
Tourismus zu reduzieren, er-
klärte Favre.

Die Walliser Dienststelle für
Jagd, Fischerei und Wildtiere
hat eine Bilanz der Wolfsprä-
senz auf demKantonsgebiet im
Jahr 2024 erstellt. Demnach
wurden im vergangenen Jahr
bei 112 Angriffen insgesamt
341 Nutztiere getötet. 35 Wölfe
wurden geschossen. (SDA)

Wolfsabschüsse
werden imWallis
fortgesetzt

«Sorgenmacht
mir eine andere
Aussage in
Meriame Terchouns
Interview: Sie habe
Kolleginnen,
dieMorddrohungen
erhalten haben.»

Kämpfte für mehr Budget für die EM: Tamara Funiciello. Foto: Alessandro della Valle (Keystone)

Meriame Terchoun spielt für Dijon
und in der Nati. Foto: Imago


